
Kapitel 10Kapitel 10

Verordnungsermächtigungen; Übergangs- und SchlussvorschriftenVerordnungsermächtigungen; Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 99 Verordnungsermächtigung§ 99 Verordnungsermächtigung

(1) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, durch(1) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, durch

Rechtsverordnung mit Zustimmung des BundesratesRechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. zur Erleichterung des Aufenthalts von Ausländern Befreiungen vom Erfordernis1. zur Erleichterung des Aufenthalts von Ausländern Befreiungen vom Erfordernis

des Aufenthaltstitels vorzusehen, das Verfahren für die Erteilung von Befreiungendes Aufenthaltstitels vorzusehen, das Verfahren für die Erteilung von Befreiungen

und die Fortgeltung und weitere Erteilung von Aufenthaltstiteln nach diesem Gesetzund die Fortgeltung und weitere Erteilung von Aufenthaltstiteln nach diesem Gesetz

bei Eintritt eines Befreiungsgrundes zu regeln sowie zur Steuerung derbei Eintritt eines Befreiungsgrundes zu regeln sowie zur Steuerung der

Erwerbstätigkeit von Ausländern im Bundesgebiet Befreiungen einzuschränken,Erwerbstätigkeit von Ausländern im Bundesgebiet Befreiungen einzuschränken,

2. zu bestimmen, dass der Aufenthaltstitel vor der Einreise bei der2. zu bestimmen, dass der Aufenthaltstitel vor der Einreise bei der

Ausländerbehörde oder nach der Einreise eingeholt werden kann,Ausländerbehörde oder nach der Einreise eingeholt werden kann,

3. zu bestimmen, in welchen Fällen die Erteilung eines Visums der Zustimmung der3. zu bestimmen, in welchen Fällen die Erteilung eines Visums der Zustimmung der

Ausländerbehörde bedarf, um die Mitwirkung anderer beteiligter Behörden zuAusländerbehörde bedarf, um die Mitwirkung anderer beteiligter Behörden zu

sichern,sichern,

3a. Näheres zum Verfahren zur Erteilung von Aufenthaltstiteln an Forscher nach §3a. Näheres zum Verfahren zur Erteilung von Aufenthaltstiteln an Forscher nach §

18d zu bestimmen, insbesondere18d zu bestimmen, insbesondere

a) die Voraussetzungen und das Verfahren sowie die Dauer der Anerkennung vona) die Voraussetzungen und das Verfahren sowie die Dauer der Anerkennung von

Forschungseinrichtungen, die Aufhebung der Anerkennung einerForschungseinrichtungen, die Aufhebung der Anerkennung einer

Forschungseinrichtung und die Voraussetzungen und den Inhalt des AbschlussesForschungseinrichtung und die Voraussetzungen und den Inhalt des Abschlusses

von Aufnahmevereinbarungen nach § 18d Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 zu regeln,von Aufnahmevereinbarungen nach § 18d Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 zu regeln,

b) vorzusehen, dass die für die Anerkennung zuständige Behörde die Anschriftenb) vorzusehen, dass die für die Anerkennung zuständige Behörde die Anschriften

der anerkannten Forschungseinrichtungen veröffentlicht und in dender anerkannten Forschungseinrichtungen veröffentlicht und in den

Veröffentlichungen auf Erklärungen nach § 18d Absatz 3 hinweist,Veröffentlichungen auf Erklärungen nach § 18d Absatz 3 hinweist,

c) Ausländerbehörden und Auslandsvertretungen zu verpflichten, der für diec) Ausländerbehörden und Auslandsvertretungen zu verpflichten, der für die

Anerkennung zuständigen Behörde Erkenntnisse über anerkannteAnerkennung zuständigen Behörde Erkenntnisse über anerkannte

Forschungseinrichtungen mitzuteilen, die die Aufhebung der AnerkennungForschungseinrichtungen mitzuteilen, die die Aufhebung der Anerkennung

begründen können,begründen können,

d) anerkannte Forschungseinrichtungen zu verpflichten, den Wegfall vond) anerkannte Forschungseinrichtungen zu verpflichten, den Wegfall von

Voraussetzungen für die Anerkennung, den Wegfall von Voraussetzungen fürVoraussetzungen für die Anerkennung, den Wegfall von Voraussetzungen für

Aufnahmevereinbarungen, die abgeschlossen worden sind, oder die ÄnderungAufnahmevereinbarungen, die abgeschlossen worden sind, oder die Änderung

sonstiger bedeutsamer Umstände mitzuteilen,sonstiger bedeutsamer Umstände mitzuteilen,

e) beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge einen Beirat füre) beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge einen Beirat für



Forschungsmigration einzurichten, der es bei der Anerkennung vonForschungsmigration einzurichten, der es bei der Anerkennung von

Forschungseinrichtungen unterstützt und die Anwendung des § 18d beobachtet undForschungseinrichtungen unterstützt und die Anwendung des § 18d beobachtet und

bewertet,bewertet,

f) den Zeitpunkt des Beginns der Bearbeitung von Anträgen auf Anerkennung vonf) den Zeitpunkt des Beginns der Bearbeitung von Anträgen auf Anerkennung von

Forschungseinrichtungen,Forschungseinrichtungen,

3b. selbständige Tätigkeiten zu bestimmen, für deren Ausübung stets oder unter3b. selbständige Tätigkeiten zu bestimmen, für deren Ausübung stets oder unter

bestimmten Voraussetzungen kein Aufenthaltstitel nach § 4a Absatz 1 Satz 1bestimmten Voraussetzungen kein Aufenthaltstitel nach § 4a Absatz 1 Satz 1

erforderlich ist,erforderlich ist,

4. Ausländer, die im Zusammenhang mit der Hilfeleistung in Rettungs- und4. Ausländer, die im Zusammenhang mit der Hilfeleistung in Rettungs- und

Katastrophenfällen einreisen, von der Passpflicht zu befreien,Katastrophenfällen einreisen, von der Passpflicht zu befreien,

5. andere amtliche deutsche Ausweise als Passersatz einzuführen oder5. andere amtliche deutsche Ausweise als Passersatz einzuführen oder

zuzulassen,zuzulassen,

6. amtliche Ausweise, die nicht von deutschen Behörden ausgestellt worden sind,6. amtliche Ausweise, die nicht von deutschen Behörden ausgestellt worden sind,

allgemein als Passersatz zuzulassen,allgemein als Passersatz zuzulassen,

7. zu bestimmen, dass zur Wahrung von Interessen der Bundesrepublik7. zu bestimmen, dass zur Wahrung von Interessen der Bundesrepublik

Deutschland Ausländer, die vom Erfordernis des Aufenthaltstitels befreit sind, undDeutschland Ausländer, die vom Erfordernis des Aufenthaltstitels befreit sind, und

Ausländer, die mit einem Visum einreisen, bei oder nach der Einreise derAusländer, die mit einem Visum einreisen, bei oder nach der Einreise der

Ausländerbehörde oder einer sonstigen Behörde den Aufenthalt anzuzeigen haben,Ausländerbehörde oder einer sonstigen Behörde den Aufenthalt anzuzeigen haben,

8. zur Ermöglichung oder Erleichterung des Reiseverkehrs zu bestimmen, dass8. zur Ermöglichung oder Erleichterung des Reiseverkehrs zu bestimmen, dass

Ausländern die bereits bestehende Berechtigung zur Rückkehr in das BundesgebietAusländern die bereits bestehende Berechtigung zur Rückkehr in das Bundesgebiet

in einem Passersatz bescheinigt werden kann,in einem Passersatz bescheinigt werden kann,

9. zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen ein Ausweisersatz ausgestellt9. zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen ein Ausweisersatz ausgestellt

werden kann und wie lange er gültig ist,werden kann und wie lange er gültig ist,

10. die ausweisrechtlichen Pflichten von Ausländern, die sich im Bundesgebiet10. die ausweisrechtlichen Pflichten von Ausländern, die sich im Bundesgebiet

aufhalten, zu regeln hinsichtlich der Ausstellung und Verlängerung, des Verlustesaufhalten, zu regeln hinsichtlich der Ausstellung und Verlängerung, des Verlustes

und des Wiederauffindens sowie der Vorlage und der Abgabe eines Passes,und des Wiederauffindens sowie der Vorlage und der Abgabe eines Passes,

Passersatzes und Ausweisersatzes sowie der Eintragungen über die Einreise, diePassersatzes und Ausweisersatzes sowie der Eintragungen über die Einreise, die

Ausreise, das Antreffen im Bundesgebiet und über Entscheidungen der zuständigenAusreise, das Antreffen im Bundesgebiet und über Entscheidungen der zuständigen

Behörden in solchen Papieren,Behörden in solchen Papieren,

11. Näheres zum Register nach § 91a sowie zu den Voraussetzungen und dem11. Näheres zum Register nach § 91a sowie zu den Voraussetzungen und dem

Verfahren der Datenübermittlung zu bestimmen,Verfahren der Datenübermittlung zu bestimmen,

12. zu bestimmen, wie der Wohnsitz von Ausländern, denen vorübergehend Schutz12. zu bestimmen, wie der Wohnsitz von Ausländern, denen vorübergehend Schutz

gemäß § 24 Abs. 1 gewährt worden ist, in einen anderen Mitgliedstaat dergemäß § 24 Abs. 1 gewährt worden ist, in einen anderen Mitgliedstaat der



Europäischen Union verlegt werden kann,Europäischen Union verlegt werden kann,

13. für die bei der Ausführung dieses Gesetzes zu verwendenden Vordrucke13. für die bei der Ausführung dieses Gesetzes zu verwendenden Vordrucke

festzulegen:festzulegen:

a) Näheres über die Anforderungen an Lichtbilder und Fingerabdrücke,a) Näheres über die Anforderungen an Lichtbilder und Fingerabdrücke,

b) Näheres über das Verfahren und die technischen Anforderungen für dieb) Näheres über das Verfahren und die technischen Anforderungen für die

Aufnahme, elektronische Erfassung, Echtheitsbewertung und QualitätssicherungAufnahme, elektronische Erfassung, Echtheitsbewertung und Qualitätssicherung

des Lichtbilds,des Lichtbilds,

c) Regelungen für die sichere Übermittlung des Lichtbilds an die zuständigec) Regelungen für die sichere Übermittlung des Lichtbilds an die zuständige

Behörde sowie einer Registrierung und Zertifizierung von Dienstleistern zurBehörde sowie einer Registrierung und Zertifizierung von Dienstleistern zur

Erstellung des Lichtbilds,Erstellung des Lichtbilds,

d) Näheres über Form und Inhalt der Muster und über die Ausstellungsmodalitäten,d) Näheres über Form und Inhalt der Muster und über die Ausstellungsmodalitäten,

e) Näheres über die Aufnahme und die Einbringung von Merkmalen ine) Näheres über die Aufnahme und die Einbringung von Merkmalen in

verschlüsselter Form nach § 78a Absatz 4 und 5,verschlüsselter Form nach § 78a Absatz 4 und 5,

13a. Regelungen für Reiseausweise für Ausländer, Reiseausweise für Flüchtlinge13a. Regelungen für Reiseausweise für Ausländer, Reiseausweise für Flüchtlinge

und Reiseausweise für Staatenlose mit elektronischem Speicher- undund Reiseausweise für Staatenlose mit elektronischem Speicher- und

Verarbeitungsmedium nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 desVerarbeitungsmedium nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des

Rates vom 13. Dezember 2004 über Normen für Sicherheitsmerkmale undRates vom 13. Dezember 2004 über Normen für Sicherheitsmerkmale und

biometrische Daten in von den Mitgliedstaaten ausgestellten Pässen undbiometrische Daten in von den Mitgliedstaaten ausgestellten Pässen und

Reisedokumenten (ABl. L 385 vom 29.12.2004, S. 1) und der Verordnung (EG) Nr.Reisedokumenten (ABl. L 385 vom 29.12.2004, S. 1) und der Verordnung (EG) Nr.

444/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Mai 2009 zur444/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Mai 2009 zur

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates über Normen fürÄnderung der Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates über Normen für

Sicherheitsmerkmale und biometrische Daten in von den MitgliedstaatenSicherheitsmerkmale und biometrische Daten in von den Mitgliedstaaten

ausgestellten Pässen und Reisedokumenten (ABl. L 142 vom 6.6.2009, S. 1) zuausgestellten Pässen und Reisedokumenten (ABl. L 142 vom 6.6.2009, S. 1) zu

treffen sowie Näheres über die Ausfertigung von Dokumenten mit elektronischemtreffen sowie Näheres über die Ausfertigung von Dokumenten mit elektronischem

Speicher- und Verarbeitungsmedium nach § 78 nach Maßgabe der VerordnungSpeicher- und Verarbeitungsmedium nach § 78 nach Maßgabe der Verordnung

(EG) Nr. 1030/2002 des Rates vom 13. Juni 2002 zur einheitlichen Gestaltung des(EG) Nr. 1030/2002 des Rates vom 13. Juni 2002 zur einheitlichen Gestaltung des

Aufenthaltstitels für Drittstaatenangehörige (ABl. L 157 vom 15.6.2002, S. 1) in derAufenthaltstitels für Drittstaatenangehörige (ABl. L 157 vom 15.6.2002, S. 1) in der

jeweils geltenden Fassung zu bestimmen und insoweit für Reiseausweise undjeweils geltenden Fassung zu bestimmen und insoweit für Reiseausweise und

Dokumente nach § 78 Folgendes festzulegen:Dokumente nach § 78 Folgendes festzulegen:

a) das Verfahren und die technischen Anforderungen für die Aufnahme,a) das Verfahren und die technischen Anforderungen für die Aufnahme,

elektronische Erfassung, Echtheitsbewertung und Qualitätssicherung des Lichtbildselektronische Erfassung, Echtheitsbewertung und Qualitätssicherung des Lichtbilds

und der Fingerabdrücke sowie Regelungen für die sichere Übermittlung desund der Fingerabdrücke sowie Regelungen für die sichere Übermittlung des

Lichtbilds an die zuständige Behörde sowie für die Registrierung und ZertifizierungLichtbilds an die zuständige Behörde sowie für die Registrierung und Zertifizierung

von Dienstleistern zur Erstellung des Lichtbilds sowie den Zugriffsschutz auf die imvon Dienstleistern zur Erstellung des Lichtbilds sowie den Zugriffsschutz auf die im

elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium abgelegten Daten,elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium abgelegten Daten,



b) Altersgrenzen für die Erhebung von Fingerabdrücken und Befreiungen von derb) Altersgrenzen für die Erhebung von Fingerabdrücken und Befreiungen von der

Pflicht zur Abgabe von Fingerabdrücken und Lichtbildern,Pflicht zur Abgabe von Fingerabdrücken und Lichtbildern,

c) die Reihenfolge der zu speichernden Fingerabdrücke bei Fehlen einesc) die Reihenfolge der zu speichernden Fingerabdrücke bei Fehlen eines

Zeigefingers, ungenügender Qualität des Fingerabdrucks oder Verletzungen derZeigefingers, ungenügender Qualität des Fingerabdrucks oder Verletzungen der

Fingerkuppe,Fingerkuppe,

d) die Form des Verfahrens und die Einzelheiten über das Verfahren derd) die Form des Verfahrens und die Einzelheiten über das Verfahren der

Übermittlung sämtlicher Antragsdaten von den Ausländerbehörden an denÜbermittlung sämtlicher Antragsdaten von den Ausländerbehörden an den

Hersteller der Dokumente sowie zur vorübergehenden Speicherung derHersteller der Dokumente sowie zur vorübergehenden Speicherung der

Antragsdaten bei der Ausländerbehörde und beim Hersteller,Antragsdaten bei der Ausländerbehörde und beim Hersteller,

e) die Speicherung der Fingerabdrücke und des Lichtbildes in dere) die Speicherung der Fingerabdrücke und des Lichtbildes in der

Ausländerbehörde bis zur Aushändigung des Dokuments,Ausländerbehörde bis zur Aushändigung des Dokuments,

f) das Einsichtsrecht des Dokumenteninhabers in die im elektronischenf) das Einsichtsrecht des Dokumenteninhabers in die im elektronischen

Speichermedium gespeicherten Daten,Speichermedium gespeicherten Daten,

g) die Anforderungen an die zur elektronischen Erfassung des Lichtbildes und derg) die Anforderungen an die zur elektronischen Erfassung des Lichtbildes und der

Fingerabdrücke, deren Qualitätssicherung sowie zur Übermittlung der AntragsdatenFingerabdrücke, deren Qualitätssicherung sowie zur Übermittlung der Antragsdaten

von der Ausländerbehörde an den Hersteller der Dokumente einzusetzendenvon der Ausländerbehörde an den Hersteller der Dokumente einzusetzenden

technischen Systeme und Bestandteile sowie das Verfahren zur Überprüfung dertechnischen Systeme und Bestandteile sowie das Verfahren zur Überprüfung der

Einhaltung dieser Anforderungen,Einhaltung dieser Anforderungen,

h) Näheres zur Verarbeitung der Fingerabdruckdaten und des digitalen Lichtbildes,h) Näheres zur Verarbeitung der Fingerabdruckdaten und des digitalen Lichtbildes,

i) Näheres zur Seriennummer und zur maschinenlesbaren Personaldatenseite,i) Näheres zur Seriennummer und zur maschinenlesbaren Personaldatenseite,

j) die Pflichten von Ausländern, die sich im Bundesgebiet aufhalten, hinsichtlich derj) die Pflichten von Ausländern, die sich im Bundesgebiet aufhalten, hinsichtlich der

Ausstellung, Neubeantragung und Verlängerung, des Verlustes undAusstellung, Neubeantragung und Verlängerung, des Verlustes und

Wiederauffindens sowie der Vorlage und Abgabe von Dokumenten nach § 78.Wiederauffindens sowie der Vorlage und Abgabe von Dokumenten nach § 78.

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ferner ermächtigt,Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ferner ermächtigt,

durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Einzelheiten desdurch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Einzelheiten des

Prüfverfahrens entsprechend § 34 Satz 1 Nummer 4 des PersonalausweisgesetzesPrüfverfahrens entsprechend § 34 Satz 1 Nummer 4 des Personalausweisgesetzes

und Einzelheiten zum elektronischen Identitätsnachweis entsprechend § 34 Satz 1und Einzelheiten zum elektronischen Identitätsnachweis entsprechend § 34 Satz 1

Nummer 5 bis 8a und Satz 3 des Personalausweisgesetzes festzulegen.Nummer 5 bis 8a und Satz 3 des Personalausweisgesetzes festzulegen.

14. zu bestimmen, dass die14. zu bestimmen, dass die

a) Meldebehörden,a) Meldebehörden,

b) Staatsangehörigkeits- und Bescheinigungsbehörden nach § 15 desb) Staatsangehörigkeits- und Bescheinigungsbehörden nach § 15 des

Bundesvertriebenengesetzes,Bundesvertriebenengesetzes,

c) Pass- und Personalausweisbehörden,c) Pass- und Personalausweisbehörden,



d) Sozial- und Jugendämter,d) Sozial- und Jugendämter,

e) Justiz-, Polizei- und Ordnungsbehörden,e) Justiz-, Polizei- und Ordnungsbehörden,

f) Bundesagentur für Arbeit,f) Bundesagentur für Arbeit,

g) Finanz- und Hauptzollämter,g) Finanz- und Hauptzollämter,

h) Gewerbebehörden,h) Gewerbebehörden,

i) Auslandsvertretungen undi) Auslandsvertretungen und

j) Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchendej) Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende

ohne Ersuchen den Ausländerbehörden personenbezogene Daten von Ausländern,ohne Ersuchen den Ausländerbehörden personenbezogene Daten von Ausländern,

Amtshandlungen und sonstige Maßnahmen gegenüber Ausländern sowie sonstigeAmtshandlungen und sonstige Maßnahmen gegenüber Ausländern sowie sonstige

Erkenntnisse über Ausländer mitzuteilen haben, soweit diese Angaben zurErkenntnisse über Ausländer mitzuteilen haben, soweit diese Angaben zur

Erfüllung der Aufgaben der Ausländerbehörden nach diesem Gesetz und nachErfüllung der Aufgaben der Ausländerbehörden nach diesem Gesetz und nach

ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich sind; dieausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich sind; die

Rechtsverordnung bestimmt Art und Umfang der Daten, die Maßnahmen und dieRechtsverordnung bestimmt Art und Umfang der Daten, die Maßnahmen und die

sonstigen Erkenntnisse, die mitzuteilen sind; Datenübermittlungen dürfen nursonstigen Erkenntnisse, die mitzuteilen sind; Datenübermittlungen dürfen nur

insoweit vorgesehen werden, als die Daten zur Erfüllung der Aufgaben derinsoweit vorgesehen werden, als die Daten zur Erfüllung der Aufgaben der

Ausländerbehörden nach diesem Gesetz oder nach ausländerrechtlichenAusländerbehörden nach diesem Gesetz oder nach ausländerrechtlichen

Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich sind.Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich sind.

15. Regelungen über die fachbezogene elektronische Datenübermittlung zwischen15. Regelungen über die fachbezogene elektronische Datenübermittlung zwischen

den mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragten Behörden zu treffen, die sichden mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragten Behörden zu treffen, die sich

auf Folgendes beziehen:auf Folgendes beziehen:

a) die technischen Grundsätze des Aufbaus der verwendeten Standards,a) die technischen Grundsätze des Aufbaus der verwendeten Standards,

b) das Verfahren der Datenübermittlung undb) das Verfahren der Datenübermittlung und

c) die an der elektronischen Datenübermittlung im Ausländerwesen beteiligtenc) die an der elektronischen Datenübermittlung im Ausländerwesen beteiligten

Behörden,Behörden,

16. Regelungen für die Qualitätssicherung der nach § 49 Absatz 6, 8 und 916. Regelungen für die Qualitätssicherung der nach § 49 Absatz 6, 8 und 9

erhobenen Lichtbilder und Fingerabdruckdaten festzulegen.erhobenen Lichtbilder und Fingerabdruckdaten festzulegen.

(2) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ferner ermächtigt,(2) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ferner ermächtigt,

durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen, dassdurch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen, dass

1. jede Ausländerbehörde ein Dateisystem über Ausländer führt, die sich in ihrem1. jede Ausländerbehörde ein Dateisystem über Ausländer führt, die sich in ihrem

Bezirk aufhalten oder aufgehalten haben, die bei ihr einen Antrag gestellt oderBezirk aufhalten oder aufgehalten haben, die bei ihr einen Antrag gestellt oder

Einreise und Aufenthalt angezeigt haben und für und gegen die sie eineEinreise und Aufenthalt angezeigt haben und für und gegen die sie eine

ausländerrechtliche Maßnahme oder Entscheidung getroffen hat,ausländerrechtliche Maßnahme oder Entscheidung getroffen hat,



2. jede Auslandsvertretung ein Dateisystem über beantragte, erteilte, versagte,2. jede Auslandsvertretung ein Dateisystem über beantragte, erteilte, versagte,

zurückgenommene, annullierte, widerrufene und aufgehobene Visa sowiezurückgenommene, annullierte, widerrufene und aufgehobene Visa sowie

zurückgenommene Visumanträge führen darf und die Auslandsvertretungen diezurückgenommene Visumanträge führen darf und die Auslandsvertretungen die

jeweils dort gespeicherten Daten untereinander sowie mit dem Auswärtigen Amtjeweils dort gespeicherten Daten untereinander sowie mit dem Auswärtigen Amt

und mit dem Bundesamt für Auswärtige Angelegenheiten austauschen dürfen sowieund mit dem Bundesamt für Auswärtige Angelegenheiten austauschen dürfen sowie

3. die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden ein sonstiges zur3. die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden ein sonstiges zur

Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliches Dateisystem führen.Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliches Dateisystem führen.

Nach Satz 1 Nr. 1 werden erfasst die Personalien einschließlich derNach Satz 1 Nr. 1 werden erfasst die Personalien einschließlich der

Staatsangehörigkeit und der Anschrift des Ausländers, Angaben zum Pass, überStaatsangehörigkeit und der Anschrift des Ausländers, Angaben zum Pass, über

ausländerrechtliche Maßnahmen und über die Erfassung imausländerrechtliche Maßnahmen und über die Erfassung im

Ausländerzentralregister sowie über frühere Anschriften des Ausländers, dieAusländerzentralregister sowie über frühere Anschriften des Ausländers, die

zuständige Ausländerbehörde und die Abgabe von Akten an eine anderezuständige Ausländerbehörde und die Abgabe von Akten an eine andere

Ausländerbehörde. Erfasst werden ferner Angaben zur lichtbildaufnehmendenAusländerbehörde. Erfasst werden ferner Angaben zur lichtbildaufnehmenden

Stelle und zur Nutzung eines Dokuments nach § 78 Absatz 1 zum elektronischenStelle und zur Nutzung eines Dokuments nach § 78 Absatz 1 zum elektronischen

Identitätsnachweis einschließlich dessen Ein- und Ausschaltung sowie SperrungIdentitätsnachweis einschließlich dessen Ein- und Ausschaltung sowie Sperrung

und Entsperrung. Die Befugnis der Ausländerbehörden, weitere personenbezogeneund Entsperrung. Die Befugnis der Ausländerbehörden, weitere personenbezogene

Daten zu speichern, richtet sich nach der Verordnung (EU) 2016/679 und nach denDaten zu speichern, richtet sich nach der Verordnung (EU) 2016/679 und nach den

datenschutzrechtlichen Bestimmungen der Länder.datenschutzrechtlichen Bestimmungen der Länder.

(3) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, durch(3) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, durch

Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt ohne ZustimmungRechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt ohne Zustimmung

des Bundesrates die zuständige Stelle im Sinne des § 73 Absatz 1 und des § 73ades Bundesrates die zuständige Stelle im Sinne des § 73 Absatz 1 und des § 73a

Absatz 1 zu bestimmen.Absatz 1 zu bestimmen.

(3a) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, durch(3a) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, durch

Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt ohne ZustimmungRechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt ohne Zustimmung

des Bundesrates nach Maßgabe von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.des Bundesrates nach Maßgabe von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.

810/2009 die Staaten festzulegen, deren Staatsangehörige zur Durchreise durch810/2009 die Staaten festzulegen, deren Staatsangehörige zur Durchreise durch

die internationalen Transitzonen deutscher Flughäfen im Besitz eines Visums fürdie internationalen Transitzonen deutscher Flughäfen im Besitz eines Visums für

den Flughafentransit sein müssen.den Flughafentransit sein müssen.

(4) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann(4) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann

Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2, soweit es zur Erfüllung einerRechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2, soweit es zur Erfüllung einer

zwischenstaatlichen Vereinbarung oder zur Wahrung öffentlicher Interessenzwischenstaatlichen Vereinbarung oder zur Wahrung öffentlicher Interessen

erforderlich ist, ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen und ändern. Eineerforderlich ist, ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen und ändern. Eine

Rechtsverordnung nach Satz 1 tritt spätestens drei Monate nach ihrem InkrafttretenRechtsverordnung nach Satz 1 tritt spätestens drei Monate nach ihrem Inkrafttreten

außer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung desaußer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des

Bundesrates verlängert werden.Bundesrates verlängert werden.



(5) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ferner ermächtigt,(5) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ferner ermächtigt,

durch Rechtsverordnung zum beschleunigten Fachkräfteverfahren nach § 81adurch Rechtsverordnung zum beschleunigten Fachkräfteverfahren nach § 81a

1. mit Zustimmung des Bundesrates Näheres zum Verfahren bei den1. mit Zustimmung des Bundesrates Näheres zum Verfahren bei den

Ausländerbehörden sowieAusländerbehörden sowie

2. im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt ohne Zustimmung des Bundesrates2. im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt ohne Zustimmung des Bundesrates

Näheres zum Verfahren bei den Auslandsvertretungen zu bestimmen.Näheres zum Verfahren bei den Auslandsvertretungen zu bestimmen.

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung

des Bundesrates Staaten zu bestimmen, an deren Staatsangehörige bestimmtedes Bundesrates Staaten zu bestimmen, an deren Staatsangehörige bestimmte

oder sämtliche Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4 nicht erteiltoder sämtliche Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4 nicht erteilt

werden, wenn bei diesen Staatsangehörigen ein erheblicher Anstieg der Zahl derwerden, wenn bei diesen Staatsangehörigen ein erheblicher Anstieg der Zahl der

als offensichtlich unbegründet abgelehnten Asylanträge im Zusammenhang mitals offensichtlich unbegründet abgelehnten Asylanträge im Zusammenhang mit

einem Aufenthalt nach Kapitel 2 Abschnitt 3 oder 4 zu verzeichnen ist.einem Aufenthalt nach Kapitel 2 Abschnitt 3 oder 4 zu verzeichnen ist.

§ 100 Sprachliche Anpassung§ 100 Sprachliche Anpassung

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann durchDas Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann durch

Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die in diesem GesetzRechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die in diesem Gesetz

verwendeten Personenbezeichnungen, soweit dies ohne Änderung desverwendeten Personenbezeichnungen, soweit dies ohne Änderung des

Regelungsinhalts möglich und sprachlich sachgerecht ist, durchRegelungsinhalts möglich und sprachlich sachgerecht ist, durch

geschlechtsneutrale oder durch maskuline und feminine Personenbezeichnungengeschlechtsneutrale oder durch maskuline und feminine Personenbezeichnungen

ersetzen und die dadurch veranlassten sprachlichen Anpassungen vornehmen. Dasersetzen und die dadurch veranlassten sprachlichen Anpassungen vornehmen. Das

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann nach Erlass einerBundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann nach Erlass einer

Verordnung nach Satz 1 den Wortlaut dieses Gesetzes im BundesgesetzblattVerordnung nach Satz 1 den Wortlaut dieses Gesetzes im Bundesgesetzblatt

bekannt machen.bekannt machen.

§ 101 Fortgeltung bisheriger Aufenthaltsrechte§ 101 Fortgeltung bisheriger Aufenthaltsrechte

(1) Eine vor dem 1. Januar 2005 erteilte Aufenthaltsberechtigung oder unbefristete(1) Eine vor dem 1. Januar 2005 erteilte Aufenthaltsberechtigung oder unbefristete

Aufenthaltserlaubnis gilt fort als Niederlassungserlaubnis entsprechend dem ihrerAufenthaltserlaubnis gilt fort als Niederlassungserlaubnis entsprechend dem ihrer

Erteilung zu Grunde liegenden Aufenthaltszweck und Sachverhalt. EineErteilung zu Grunde liegenden Aufenthaltszweck und Sachverhalt. Eine

unbefristete Aufenthaltserlaubnis, die nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes überunbefristete Aufenthaltserlaubnis, die nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes über

Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene FlüchtlingeMaßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene Flüchtlinge

vom 22. Juli 1980 (BGBl. I S. 1057) oder in entsprechender Anwendung desvom 22. Juli 1980 (BGBl. I S. 1057) oder in entsprechender Anwendung des

vorgenannten Gesetzes erteilt worden ist, und eine anschließend erteiltevorgenannten Gesetzes erteilt worden ist, und eine anschließend erteilte

Aufenthaltsberechtigung gelten fort als Niederlassungserlaubnis nach § 23 Abs. 2.Aufenthaltsberechtigung gelten fort als Niederlassungserlaubnis nach § 23 Abs. 2.

(2) Die übrigen Aufenthaltsgenehmigungen gelten fort als Aufenthaltserlaubnisse(2) Die übrigen Aufenthaltsgenehmigungen gelten fort als Aufenthaltserlaubnisse

entsprechend dem ihrer Erteilung zu Grunde liegenden Aufenthaltszweck undentsprechend dem ihrer Erteilung zu Grunde liegenden Aufenthaltszweck und

Sachverhalt.Sachverhalt.



(3) Ein Aufenthaltstitel, der vor dem 28. August 2007 mit dem Vermerk(3) Ein Aufenthaltstitel, der vor dem 28. August 2007 mit dem Vermerk

„Daueraufenthalt-EG“ versehen wurde, gilt als Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU„Daueraufenthalt-EG“ versehen wurde, gilt als Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU

fort.fort.

(4) Ein Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4, der vor dem 1. März 2020(4) Ein Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4, der vor dem 1. März 2020

erteilt wurde, gilt mit den verfügten Nebenbestimmungen entsprechend dem dererteilt wurde, gilt mit den verfügten Nebenbestimmungen entsprechend dem der

Erteilung zu Grunde liegenden Aufenthaltszweck und Sachverhalt im RahmenErteilung zu Grunde liegenden Aufenthaltszweck und Sachverhalt im Rahmen

seiner Gültigkeitsdauer fort.seiner Gültigkeitsdauer fort.

§ 102 Fortgeltung ausländerrechtlicher Maßnahmen und Anrechnung§ 102 Fortgeltung ausländerrechtlicher Maßnahmen und Anrechnung

(1) Die vor dem 1. Januar 2005 getroffenen sonstigen ausländerrechtlichen(1) Die vor dem 1. Januar 2005 getroffenen sonstigen ausländerrechtlichen

Maßnahmen, insbesondere zeitliche und räumliche Beschränkungen, BedingungenMaßnahmen, insbesondere zeitliche und räumliche Beschränkungen, Bedingungen

und Auflagen, Verbote und Beschränkungen der politischen Betätigung sowieund Auflagen, Verbote und Beschränkungen der politischen Betätigung sowie

Ausweisungen, Abschiebungsandrohungen, Aussetzungen der Abschiebung undAusweisungen, Abschiebungsandrohungen, Aussetzungen der Abschiebung und

Abschiebungen einschließlich ihrer Rechtsfolgen und der Befristung ihrerAbschiebungen einschließlich ihrer Rechtsfolgen und der Befristung ihrer

Wirkungen sowie begünstigende Maßnahmen, die Anerkennung von Pässen undWirkungen sowie begünstigende Maßnahmen, die Anerkennung von Pässen und

Passersatzpapieren und Befreiungen von der Passpflicht, Entscheidungen überPassersatzpapieren und Befreiungen von der Passpflicht, Entscheidungen über

Kosten und Gebühren, bleiben wirksam. Ebenso bleiben Maßnahmen undKosten und Gebühren, bleiben wirksam. Ebenso bleiben Maßnahmen und

Vereinbarungen im Zusammenhang mit Sicherheitsleistungen wirksam, auch wennVereinbarungen im Zusammenhang mit Sicherheitsleistungen wirksam, auch wenn

sie sich ganz oder teilweise auf Zeiträume nach Inkrafttreten dieses Gesetzessie sich ganz oder teilweise auf Zeiträume nach Inkrafttreten dieses Gesetzes

beziehen. Entsprechendes gilt für die kraft Gesetzes eingetretenen Wirkungen derbeziehen. Entsprechendes gilt für die kraft Gesetzes eingetretenen Wirkungen der

Antragstellung nach § 69 des Ausländergesetzes.Antragstellung nach § 69 des Ausländergesetzes.

(2) Auf die Frist für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 4(2) Auf die Frist für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 4

wird die Zeit des Besitzes einer Aufenthaltsbefugnis oder einer Duldung vor dem 1.wird die Zeit des Besitzes einer Aufenthaltsbefugnis oder einer Duldung vor dem 1.

Januar 2005 angerechnet.Januar 2005 angerechnet.

§ 103 Anwendung bisherigen Rechts§ 103 Anwendung bisherigen Rechts

Für Personen, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gemäß § 1 des GesetzesFür Personen, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gemäß § 1 des Gesetzes

über Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufgenommeneüber Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene

Flüchtlinge vom 22. Juli 1980 (BGBl. I S. 1057) die Rechtsstellung nach denFlüchtlinge vom 22. Juli 1980 (BGBl. I S. 1057) die Rechtsstellung nach den

Artikeln 2 bis 34 des Abkommens über die Rechtsstellung der FlüchtlingeArtikeln 2 bis 34 des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge

genießen, finden die §§ 2a und 2b des Gesetzes über Maßnahmen für im Rahmengenießen, finden die §§ 2a und 2b des Gesetzes über Maßnahmen für im Rahmen

humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene Flüchtlinge in der bis zum 1. Januar 2005humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene Flüchtlinge in der bis zum 1. Januar 2005

geltenden Fassung weiter Anwendung. In diesen Fällen gilt § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4geltenden Fassung weiter Anwendung. In diesen Fällen gilt § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4

entsprechend.entsprechend.

§ 104 Übergangsregelungen§ 104 Übergangsregelungen

(1) Über vor dem 1. Januar 2005 gestellte Anträge auf Erteilung einer unbefristeten(1) Über vor dem 1. Januar 2005 gestellte Anträge auf Erteilung einer unbefristeten

Aufenthaltserlaubnis oder einer Aufenthaltsberechtigung ist nach dem bis zuAufenthaltserlaubnis oder einer Aufenthaltsberechtigung ist nach dem bis zu



diesem Zeitpunkt geltenden Recht zu entscheiden. § 101 Abs. 1 gilt entsprechend.diesem Zeitpunkt geltenden Recht zu entscheiden. § 101 Abs. 1 gilt entsprechend.

(2) Bei Ausländern, die vor dem 1. Januar 2005 im Besitz einer(2) Bei Ausländern, die vor dem 1. Januar 2005 im Besitz einer

Aufenthaltserlaubnis oder Aufenthaltsbefugnis sind, ist es bei der EntscheidungAufenthaltserlaubnis oder Aufenthaltsbefugnis sind, ist es bei der Entscheidung

über die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zumüber die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum

Daueraufenthalt – EU hinsichtlich der sprachlichen Kenntnisse nur erforderlich,Daueraufenthalt – EU hinsichtlich der sprachlichen Kenntnisse nur erforderlich,

dass sie sich auf einfache Art in deutscher Sprache mündlich verständigen können.dass sie sich auf einfache Art in deutscher Sprache mündlich verständigen können.

§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und 8 findet keine Anwendung.§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und 8 findet keine Anwendung.

(3) Bei Ausländern, die sich vor dem 1. Januar 2005 rechtmäßig in Deutschland(3) Bei Ausländern, die sich vor dem 1. Januar 2005 rechtmäßig in Deutschland

aufhalten, gilt hinsichtlich der vor diesem Zeitpunkt geborenen Kinder für denaufhalten, gilt hinsichtlich der vor diesem Zeitpunkt geborenen Kinder für den

Nachzug § 20 des Ausländergesetzes in der zuletzt gültigen Fassung, es sei denn,Nachzug § 20 des Ausländergesetzes in der zuletzt gültigen Fassung, es sei denn,

das Aufenthaltsgesetz gewährt eine günstigere Rechtsstellung.das Aufenthaltsgesetz gewährt eine günstigere Rechtsstellung.

(4) (weggefallen)(4) (weggefallen)

(5) Auch für Ausländer, die bis zum Ablauf des 31. Juli 2015 im Rahmen des(5) Auch für Ausländer, die bis zum Ablauf des 31. Juli 2015 im Rahmen des

Programms zur dauerhaften Neuansiedlung von Schutzsuchenden einenProgramms zur dauerhaften Neuansiedlung von Schutzsuchenden einen

Aufenthaltstitel nach § 23 Absatz 2 erhalten haben, sind die Regelungen über denAufenthaltstitel nach § 23 Absatz 2 erhalten haben, sind die Regelungen über den

Familiennachzug, das Bleibeinteresse, die Teilnahme an Integrationskursen und dieFamiliennachzug, das Bleibeinteresse, die Teilnahme an Integrationskursen und die

Aufenthaltsverfestigung auf Grund des § 23 Absatz 4 entsprechend anzuwenden.Aufenthaltsverfestigung auf Grund des § 23 Absatz 4 entsprechend anzuwenden.

(6) § 23 Abs. 2 in der bis zum 24. Mai 2007 geltenden Fassung findet in den Fällen(6) § 23 Abs. 2 in der bis zum 24. Mai 2007 geltenden Fassung findet in den Fällen

weiter Anwendung, in denen die Anordnung der obersten Landesbehörde, die aufweiter Anwendung, in denen die Anordnung der obersten Landesbehörde, die auf

Grund der bis zum 24. Mai 2007 geltenden Fassung getroffen wurde, eine ErteilungGrund der bis zum 24. Mai 2007 geltenden Fassung getroffen wurde, eine Erteilung

einer Niederlassungserlaubnis bei besonders gelagerten politischen Interessen dereiner Niederlassungserlaubnis bei besonders gelagerten politischen Interessen der

Bundesrepublik Deutschland vorsieht. § 23 Abs. 2 Satz 5 und § 44 Abs. 1 Nr. 2 sindBundesrepublik Deutschland vorsieht. § 23 Abs. 2 Satz 5 und § 44 Abs. 1 Nr. 2 sind

auf die betroffenen Ausländer und die Familienangehörigen, die mit ihnen ihrenauf die betroffenen Ausländer und die Familienangehörigen, die mit ihnen ihren

Wohnsitz in das Bundesgebiet verlegen, entsprechend anzuwenden.Wohnsitz in das Bundesgebiet verlegen, entsprechend anzuwenden.

(7) Eine Niederlassungserlaubnis kann auch Ehegatten, Lebenspartnern und(7) Eine Niederlassungserlaubnis kann auch Ehegatten, Lebenspartnern und

minderjährigen ledigen Kindern eines Ausländers erteilt werden, die vor dem 1.minderjährigen ledigen Kindern eines Ausländers erteilt werden, die vor dem 1.

Januar 2005 im Besitz einer Aufenthaltsbefugnis nach § 31 Abs. 1 desJanuar 2005 im Besitz einer Aufenthaltsbefugnis nach § 31 Abs. 1 des

Ausländergesetzes oder einer Aufenthaltserlaubnis nach § 35 Abs. 2 desAusländergesetzes oder einer Aufenthaltserlaubnis nach § 35 Abs. 2 des

Ausländergesetzes waren, wenn die Voraussetzungen des § 26 Abs. 4 erfüllt sindAusländergesetzes waren, wenn die Voraussetzungen des § 26 Abs. 4 erfüllt sind

und sie weiterhin die Voraussetzungen erfüllen, wonach eine Aufenthaltsbefugnisund sie weiterhin die Voraussetzungen erfüllen, wonach eine Aufenthaltsbefugnis

nach § 31 des Ausländergesetzes oder eine Aufenthaltserlaubnis nach § 35 Abs. 2nach § 31 des Ausländergesetzes oder eine Aufenthaltserlaubnis nach § 35 Abs. 2

des Ausländergesetzes erteilt werden durfte.des Ausländergesetzes erteilt werden durfte.

(8) § 28 Absatz 2 in der bis zum 5. September 2013 geltenden Fassung findet(8) § 28 Absatz 2 in der bis zum 5. September 2013 geltenden Fassung findet

weiter Anwendung auf Familienangehörige eines Deutschen, die am 5. Septemberweiter Anwendung auf Familienangehörige eines Deutschen, die am 5. September

2013 bereits einen Aufenthaltstitel nach § 28 Absatz 1 innehatten.2013 bereits einen Aufenthaltstitel nach § 28 Absatz 1 innehatten.



(9) Ausländer, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 3 besitzen, weil das(9) Ausländer, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 3 besitzen, weil das

Bundesamt oder die Ausländerbehörde festgestellt hat, dass AbschiebungsverboteBundesamt oder die Ausländerbehörde festgestellt hat, dass Abschiebungsverbote

nach § 60 Absatz 2, 3 oder 7 Satz 2 in der vor dem 1. Dezember 2013 gültigennach § 60 Absatz 2, 3 oder 7 Satz 2 in der vor dem 1. Dezember 2013 gültigen

Fassung vorliegen, gelten als subsidiär Schutzberechtigte im Sinne des § 4 AbsatzFassung vorliegen, gelten als subsidiär Schutzberechtigte im Sinne des § 4 Absatz

1 des Asylgesetzes und erhalten von Amts wegen eine Aufenthaltserlaubnis nach §1 des Asylgesetzes und erhalten von Amts wegen eine Aufenthaltserlaubnis nach §

25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative, es sei denn, das Bundesamt hat die25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative, es sei denn, das Bundesamt hat die

Ausländerbehörde über das Vorliegen von Ausschlusstatbeständen im Sinne des „§Ausländerbehörde über das Vorliegen von Ausschlusstatbeständen im Sinne des „§

25 Absatz 3 Satz 2 Buchstabe a bis d in der vor dem 1. Dezember 2013 gültigen25 Absatz 3 Satz 2 Buchstabe a bis d in der vor dem 1. Dezember 2013 gültigen

Fassung unterrichtet. Die Zeiten des Besitzes der Aufenthaltserlaubnis nach § 25Fassung unterrichtet. Die Zeiten des Besitzes der Aufenthaltserlaubnis nach § 25

Absatz 3 Satz 1 in der vor dem 1. Dezember 2013 gültigen Fassung stehen ZeitenAbsatz 3 Satz 1 in der vor dem 1. Dezember 2013 gültigen Fassung stehen Zeiten

des Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweitedes Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite

Alternative gleich. § 73b des Asylgesetzes gilt entsprechend.Alternative gleich. § 73b des Asylgesetzes gilt entsprechend.

(10) Für Betroffene nach § 73b Absatz 1, die als nicht entsandte Mitarbeiter des(10) Für Betroffene nach § 73b Absatz 1, die als nicht entsandte Mitarbeiter des

Auswärtigen Amts in einer Auslandsvertretung tätig sind, findet § 73b Absatz 4 abAuswärtigen Amts in einer Auslandsvertretung tätig sind, findet § 73b Absatz 4 ab

dem 1. Februar 2016 Anwendung.dem 1. Februar 2016 Anwendung.

(11) Für Ausländer, denen zwischen dem 1. Januar 2011 und dem 31. Juli 2015(11) Für Ausländer, denen zwischen dem 1. Januar 2011 und dem 31. Juli 2015

subsidiärer Schutz nach der Richtlinie 2011/95/EU oder der Richtlinie 2004/38/EGsubsidiärer Schutz nach der Richtlinie 2011/95/EU oder der Richtlinie 2004/38/EG

unanfechtbar zuerkannt wurde, beginnt die Frist nach § 29 Absatz 2 Satz 2unanfechtbar zuerkannt wurde, beginnt die Frist nach § 29 Absatz 2 Satz 2

Nummer 1 mit Inkrafttreten dieses Gesetzes zu laufen.Nummer 1 mit Inkrafttreten dieses Gesetzes zu laufen.

(12) Im Falle einer Abschiebungsandrohung nach den §§ 34 und 35 des(12) Im Falle einer Abschiebungsandrohung nach den §§ 34 und 35 des

Asylgesetzes oder einer Abschiebungsanordnung nach § 34a des Asylgesetzes, dieAsylgesetzes oder einer Abschiebungsanordnung nach § 34a des Asylgesetzes, die

bereits vor dem 1. August 2015 erlassen oder angeordnet worden ist, sind diebereits vor dem 1. August 2015 erlassen oder angeordnet worden ist, sind die

Ausländerbehörden für die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nachAusländerbehörden für die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach

§ 11 zuständig.§ 11 zuständig.

(13) Die Vorschriften von Kapitel 2 Abschnitt 6 in der bis zum 31. Juli 2018(13) Die Vorschriften von Kapitel 2 Abschnitt 6 in der bis zum 31. Juli 2018

geltenden Fassung finden weiter Anwendung auf den Familiennachzug zugeltenden Fassung finden weiter Anwendung auf den Familiennachzug zu

Ausländern, denen bis zum 17. März 2016 eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25Ausländern, denen bis zum 17. März 2016 eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25

Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative erteilt worden ist, wenn der Antrag aufAbsatz 2 Satz 1 zweite Alternative erteilt worden ist, wenn der Antrag auf

erstmalige Erteilung eines Aufenthaltstitels zum Zwecke des Familiennachzugs zuerstmalige Erteilung eines Aufenthaltstitels zum Zwecke des Familiennachzugs zu

dem Ausländer bis zum 31. Juli 2018 gestellt worden ist. § 27 Absatz 3a findetdem Ausländer bis zum 31. Juli 2018 gestellt worden ist. § 27 Absatz 3a findet

Anwendung.Anwendung.

(14) (weggefallen)(14) (weggefallen)

(15) Wurde eine Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 4 in der bis zum 31. Dezember(15) Wurde eine Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 4 in der bis zum 31. Dezember

2019 geltenden Fassung erteilt, gilt § 19d Absatz 1 Nummer 4 und 5 nicht, wenn2019 geltenden Fassung erteilt, gilt § 19d Absatz 1 Nummer 4 und 5 nicht, wenn

zum Zeitpunkt der Antragstellung auf eine Aufenthaltserlaubnis nach § 19d Absatzzum Zeitpunkt der Antragstellung auf eine Aufenthaltserlaubnis nach § 19d Absatz



1a der Ausländer die erforderlichen und ihm zumutbaren Maßnahmen für die1a der Ausländer die erforderlichen und ihm zumutbaren Maßnahmen für die

Identitätsklärung ergriffen hat.Identitätsklärung ergriffen hat.

(16) Für Beschäftigungen, die Inhabern einer Duldung bis zum 31. Dezember 2019(16) Für Beschäftigungen, die Inhabern einer Duldung bis zum 31. Dezember 2019

erlaubt wurden, gilt § 60a Absatz 6 in der bis zu diesem Tag geltenden Fassungerlaubt wurden, gilt § 60a Absatz 6 in der bis zu diesem Tag geltenden Fassung

fort.fort.

(17) (weggefallen)(17) (weggefallen)

§ 104a Altfallregelung§ 104a Altfallregelung

(1) Einem geduldeten Ausländer soll abweichend von § 5 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2(1) Einem geduldeten Ausländer soll abweichend von § 5 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2

eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn er sich am 1. Juli 2007 seiteine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn er sich am 1. Juli 2007 seit

mindestens acht Jahren oder, falls er zusammen mit einem oder mehrerenmindestens acht Jahren oder, falls er zusammen mit einem oder mehreren

minderjährigen ledigen Kindern in häuslicher Gemeinschaft lebt, seit mindestensminderjährigen ledigen Kindern in häuslicher Gemeinschaft lebt, seit mindestens

sechs Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einersechs Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer

Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen im Bundesgebiet aufgehalten hatAufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen im Bundesgebiet aufgehalten hat

und erund er

1. über ausreichenden Wohnraum verfügt,1. über ausreichenden Wohnraum verfügt,

2. über hinreichende mündliche Deutschkenntnisse im Sinne des Niveaus A2 des2. über hinreichende mündliche Deutschkenntnisse im Sinne des Niveaus A2 des

Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen verfügt,Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen verfügt,

3. bei Kindern im schulpflichtigen Alter den tatsächlichen Schulbesuch nachweist,3. bei Kindern im schulpflichtigen Alter den tatsächlichen Schulbesuch nachweist,

4. die Ausländerbehörde nicht vorsätzlich über aufenthaltsrechtlich relevante4. die Ausländerbehörde nicht vorsätzlich über aufenthaltsrechtlich relevante

Umstände getäuscht oder behördliche Maßnahmen zur AufenthaltsbeendigungUmstände getäuscht oder behördliche Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung

nicht vorsätzlich hinausgezögert oder behindert hat,nicht vorsätzlich hinausgezögert oder behindert hat,

5. keine Bezüge zu extremistischen oder terroristischen Organisationen hat und5. keine Bezüge zu extremistischen oder terroristischen Organisationen hat und

diese auch nicht unterstützt unddiese auch nicht unterstützt und

6. nicht wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt6. nicht wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt

wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90

Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder demTagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem

Asylgesetz nur von Ausländern begangen werden können, grundsätzlich außerAsylgesetz nur von Ausländern begangen werden können, grundsätzlich außer

Betracht bleiben.Betracht bleiben.

Wenn der Ausländer seinen Lebensunterhalt eigenständig durch ErwerbstätigkeitWenn der Ausländer seinen Lebensunterhalt eigenständig durch Erwerbstätigkeit

sichert, wird die Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 Satz 1 erteilt. Im Übrigensichert, wird die Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 Satz 1 erteilt. Im Übrigen

wird sie nach Satz 1 erteilt; sie gilt als Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5;wird sie nach Satz 1 erteilt; sie gilt als Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5;

die §§ 9 und 26 Abs. 4 finden keine Anwendung. Von der Voraussetzung desdie §§ 9 und 26 Abs. 4 finden keine Anwendung. Von der Voraussetzung des

Satzes 1 Nr. 2 kann bis zum 1. Juli 2008 abgesehen werden. Von derSatzes 1 Nr. 2 kann bis zum 1. Juli 2008 abgesehen werden. Von der

Voraussetzung des Satzes 1 Nr. 2 wird abgesehen, wenn der Ausländer sie wegenVoraussetzung des Satzes 1 Nr. 2 wird abgesehen, wenn der Ausländer sie wegen



einer körperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung oder auseiner körperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung oder aus

Altersgründen nicht erfüllen kann.Altersgründen nicht erfüllen kann.

(2) Dem geduldeten volljährigen ledigen Kind eines geduldeten Ausländers, der(2) Dem geduldeten volljährigen ledigen Kind eines geduldeten Ausländers, der

sich am 1. Juli 2007 seit mindestens acht Jahren oder, falls er zusammen mitsich am 1. Juli 2007 seit mindestens acht Jahren oder, falls er zusammen mit

einem oder mehreren minderjährigen ledigen Kindern in häuslicher Gemeinschafteinem oder mehreren minderjährigen ledigen Kindern in häuslicher Gemeinschaft

lebt, seit mindestens sechs Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mitlebt, seit mindestens sechs Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit

einer Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen im Bundesgebiet aufgehalteneiner Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen im Bundesgebiet aufgehalten

hat, kann eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 Satz 1 erteilt werden, wennhat, kann eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 Satz 1 erteilt werden, wenn

es bei der Einreise minderjährig war und gewährleistet erscheint, dass es sich aufes bei der Einreise minderjährig war und gewährleistet erscheint, dass es sich auf

Grund seiner bisherigen Ausbildung und Lebensverhältnisse in dieGrund seiner bisherigen Ausbildung und Lebensverhältnisse in die

Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland einfügen kann. Das GleicheLebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland einfügen kann. Das Gleiche

gilt für einen Ausländer, der sich als unbegleiteter Minderjähriger seit mindestensgilt für einen Ausländer, der sich als unbegleiteter Minderjähriger seit mindestens

sechs Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einersechs Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer

Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen im Bundesgebiet aufgehalten hatAufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen im Bundesgebiet aufgehalten hat

und bei dem gewährleistet erscheint, dass er sich auf Grund seiner bisherigenund bei dem gewährleistet erscheint, dass er sich auf Grund seiner bisherigen

Ausbildung und Lebensverhältnisse in die Lebensverhältnisse der BundesrepublikAusbildung und Lebensverhältnisse in die Lebensverhältnisse der Bundesrepublik

Deutschland einfügen kann.Deutschland einfügen kann.

(3) Hat ein in häuslicher Gemeinschaft lebendes Familienmitglied Straftaten im(3) Hat ein in häuslicher Gemeinschaft lebendes Familienmitglied Straftaten im

Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 6 begangen, führt dies zur Versagung derSinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 6 begangen, führt dies zur Versagung der

Aufenthaltserlaubnis nach dieser Vorschrift für andere Familienmitglieder. Satz 1Aufenthaltserlaubnis nach dieser Vorschrift für andere Familienmitglieder. Satz 1

gilt nicht für den Ehegatten eines Ausländers, der Straftaten im Sinne des Absatzesgilt nicht für den Ehegatten eines Ausländers, der Straftaten im Sinne des Absatzes

1 Satz 1 Nr. 6 begangen hat, wenn der Ehegatte die Voraussetzungen des1 Satz 1 Nr. 6 begangen hat, wenn der Ehegatte die Voraussetzungen des

Absatzes 1 im Übrigen erfüllt und es zur Vermeidung einer besonderen HärteAbsatzes 1 im Übrigen erfüllt und es zur Vermeidung einer besonderen Härte

erforderlich ist, ihm den weiteren Aufenthalt zu ermöglichen. Sofern imerforderlich ist, ihm den weiteren Aufenthalt zu ermöglichen. Sofern im

Ausnahmefall Kinder von ihren Eltern getrennt werden, muss ihre Betreuung inAusnahmefall Kinder von ihren Eltern getrennt werden, muss ihre Betreuung in

Deutschland sichergestellt sein.Deutschland sichergestellt sein.

(4) Die Aufenthaltserlaubnis kann unter der Bedingung erteilt werden, dass der(4) Die Aufenthaltserlaubnis kann unter der Bedingung erteilt werden, dass der

Ausländer an einem Integrationsgespräch teilnimmt oder eineAusländer an einem Integrationsgespräch teilnimmt oder eine

Integrationsvereinbarung abgeschlossen wird.Integrationsvereinbarung abgeschlossen wird.

(5) Die Aufenthaltserlaubnis wird mit einer Gültigkeit bis zum 31. Dezember 2009(5) Die Aufenthaltserlaubnis wird mit einer Gültigkeit bis zum 31. Dezember 2009

erteilt. Sie soll um weitere zwei Jahre als Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1erteilt. Sie soll um weitere zwei Jahre als Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1

Satz 1 verlängert werden, wenn der Lebensunterhalt des Ausländers bis zum 31.Satz 1 verlängert werden, wenn der Lebensunterhalt des Ausländers bis zum 31.

Dezember 2009 überwiegend eigenständig durch Erwerbstätigkeit gesichert warDezember 2009 überwiegend eigenständig durch Erwerbstätigkeit gesichert war

oder wenn der Ausländer mindestens seit dem 1. April 2009 seinenoder wenn der Ausländer mindestens seit dem 1. April 2009 seinen

Lebensunterhalt nicht nur vorübergehend eigenständig sichert. Für die ZukunftLebensunterhalt nicht nur vorübergehend eigenständig sichert. Für die Zukunft

müssen in beiden Fällen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dermüssen in beiden Fällen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der



Lebensunterhalt überwiegend gesichert sein wird. Im Fall des Absatzes 1 Satz 4Lebensunterhalt überwiegend gesichert sein wird. Im Fall des Absatzes 1 Satz 4

wird die Aufenthaltserlaubnis zunächst mit einer Gültigkeit bis zum 1. Juli 2008wird die Aufenthaltserlaubnis zunächst mit einer Gültigkeit bis zum 1. Juli 2008

erteilt und nur verlängert, wenn der Ausländer spätestens bis dahin nachweist,erteilt und nur verlängert, wenn der Ausländer spätestens bis dahin nachweist,

dass er die Voraussetzung des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 erfüllt. § 81 Abs. 4 findetdass er die Voraussetzung des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 erfüllt. § 81 Abs. 4 findet

keine Anwendung.keine Anwendung.

(6) Bei der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis kann zur Vermeidung von(6) Bei der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis kann zur Vermeidung von

Härtefällen von Absatz 5 abgewichen werden. Dies gilt beiHärtefällen von Absatz 5 abgewichen werden. Dies gilt bei

1. Auszubildenden in anerkannten Lehrberufen oder in staatlich geförderten1. Auszubildenden in anerkannten Lehrberufen oder in staatlich geförderten

Berufsvorbereitungsmaßnahmen,Berufsvorbereitungsmaßnahmen,

2. Familien mit Kindern, die nur vorübergehend auf ergänzende Sozialleistungen2. Familien mit Kindern, die nur vorübergehend auf ergänzende Sozialleistungen

angewiesen sind,angewiesen sind,

3. Alleinerziehenden mit Kindern, die vorübergehend auf Sozialleistungen3. Alleinerziehenden mit Kindern, die vorübergehend auf Sozialleistungen

angewiesen sind, und denen eine Arbeitsaufnahme nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 desangewiesen sind, und denen eine Arbeitsaufnahme nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 des

Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht zumutbar ist,Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht zumutbar ist,

4. erwerbsunfähigen Personen, deren Lebensunterhalt einschließlich einer4. erwerbsunfähigen Personen, deren Lebensunterhalt einschließlich einer

erforderlichen Betreuung und Pflege in sonstiger Weise ohne Leistungen dererforderlichen Betreuung und Pflege in sonstiger Weise ohne Leistungen der

öffentlichen Hand dauerhaft gesichert ist, es sei denn, die Leistungen beruhen auföffentlichen Hand dauerhaft gesichert ist, es sei denn, die Leistungen beruhen auf

Beitragszahlungen,Beitragszahlungen,

5. Personen, die am 31. Dezember 2009 das 65. Lebensjahr vollendet haben, wenn5. Personen, die am 31. Dezember 2009 das 65. Lebensjahr vollendet haben, wenn

sie in ihrem Herkunftsland keine Familie, dafür aber im Bundesgebiet Angehörigesie in ihrem Herkunftsland keine Familie, dafür aber im Bundesgebiet Angehörige

(Kinder oder Enkel) mit dauerhaftem Aufenthalt bzw. deutscher Staatsangehörigkeit(Kinder oder Enkel) mit dauerhaftem Aufenthalt bzw. deutscher Staatsangehörigkeit

haben und soweit sichergestellt ist, dass für diesen Personenkreis keinehaben und soweit sichergestellt ist, dass für diesen Personenkreis keine

Sozialleistungen in Anspruch genommen werden.Sozialleistungen in Anspruch genommen werden.

(7) Die Länder dürfen anordnen, dass aus Gründen der Sicherheit der(7) Die Länder dürfen anordnen, dass aus Gründen der Sicherheit der

Bundesrepublik Deutschland eine Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1 und 2Bundesrepublik Deutschland eine Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1 und 2

Staatsangehörigen bestimmter Staaten zu versagen ist. Zur Wahrung derStaatsangehörigen bestimmter Staaten zu versagen ist. Zur Wahrung der

Bundeseinheitlichkeit bedarf die Anordnung des Einvernehmens mit demBundeseinheitlichkeit bedarf die Anordnung des Einvernehmens mit dem

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat.Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat.

§ 104b Aufenthaltsrecht für integrierte Kinder von geduldeten Ausländern§ 104b Aufenthaltsrecht für integrierte Kinder von geduldeten Ausländern

Einem minderjährigen ledigen Kind kann im Fall der Ausreise seiner Eltern oderEinem minderjährigen ledigen Kind kann im Fall der Ausreise seiner Eltern oder

des allein personensorgeberechtigten Elternteils, denen oder dem einedes allein personensorgeberechtigten Elternteils, denen oder dem eine

Aufenthaltserlaubnis nicht nach § 104a erteilt oder verlängert wird, abweichend vonAufenthaltserlaubnis nicht nach § 104a erteilt oder verlängert wird, abweichend von

§ 5 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und § 10 Abs. 3 Satz 1 eine eigenständige§ 5 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und § 10 Abs. 3 Satz 1 eine eigenständige

Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 Satz 1 erteilt werden, wennAufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 Satz 1 erteilt werden, wenn



1. es am 1. Juli 2007 das 14. Lebensjahr vollendet hat,1. es am 1. Juli 2007 das 14. Lebensjahr vollendet hat,

2. es sich seit mindestens sechs Jahren rechtmäßig oder geduldet in Deutschland2. es sich seit mindestens sechs Jahren rechtmäßig oder geduldet in Deutschland

aufhält,aufhält,

3. es die deutsche Sprache beherrscht,3. es die deutsche Sprache beherrscht,

4. es sich auf Grund seiner bisherigen Schulausbildung und Lebensführung in die4. es sich auf Grund seiner bisherigen Schulausbildung und Lebensführung in die

Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland eingefügt hat undLebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland eingefügt hat und

gewährleistet ist, dass es sich auch in Zukunft in die Lebensverhältnisse dergewährleistet ist, dass es sich auch in Zukunft in die Lebensverhältnisse der

Bundesrepublik Deutschland einfügen wird undBundesrepublik Deutschland einfügen wird und

5. seine Personensorge sichergestellt ist.5. seine Personensorge sichergestellt ist.

§ 105 Übergangsregelung zur Duldung für Personen mit ungeklärter Identität§ 105 Übergangsregelung zur Duldung für Personen mit ungeklärter Identität

(1) Die Ausländerbehörde entscheidet bei geduldeten Ausländern über die(1) Die Ausländerbehörde entscheidet bei geduldeten Ausländern über die

Ausstellung einer Bescheinigung über die Duldung nach § 60a Absatz 4 mit demAusstellung einer Bescheinigung über die Duldung nach § 60a Absatz 4 mit dem

Zusatz für Personen mit ungeklärter Identität frühestens aus Anlass der PrüfungZusatz für Personen mit ungeklärter Identität frühestens aus Anlass der Prüfung

einer Verlängerung der Duldung oder der Erteilung der Duldung aus einem andereneiner Verlängerung der Duldung oder der Erteilung der Duldung aus einem anderen

Grund.Grund.

(2) Auf geduldete Ausländer findet § 60b bis zum 1. Juli 2020 keine Anwendung,(2) Auf geduldete Ausländer findet § 60b bis zum 1. Juli 2020 keine Anwendung,

wenn sie sich in einem Ausbildungs- oder Beschäftigungsverhältnis befinden.wenn sie sich in einem Ausbildungs- oder Beschäftigungsverhältnis befinden.

(3) Ist ein Ausländer Inhaber einer Ausbildungsduldung oder einer(3) Ist ein Ausländer Inhaber einer Ausbildungsduldung oder einer

Beschäftigungsduldung oder hat er diese beantragt und erfüllt er dieBeschäftigungsduldung oder hat er diese beantragt und erfüllt er die

Voraussetzungen für ihre Erteilung, findet § 60b keine Anwendung.Voraussetzungen für ihre Erteilung, findet § 60b keine Anwendung.

§ 105a Bestimmungen zum Verwaltungsverfahren§ 105a Bestimmungen zum Verwaltungsverfahren

Von den in § 4 Absatz 2 Satz 2, § 15a Abs. 4 Satz 2 und 3, § 23 Abs. 1 Satz 3, §Von den in § 4 Absatz 2 Satz 2, § 15a Abs. 4 Satz 2 und 3, § 23 Abs. 1 Satz 3, §

23a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, § 43 Abs. 4, § 44a Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 1, §23a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, § 43 Abs. 4, § 44a Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 1, §

61 Absatz 1d, § 72 Absatz 2, § 73 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 und 2, den §§ 78, 78a, §61 Absatz 1d, § 72 Absatz 2, § 73 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 und 2, den §§ 78, 78a, §

79 Abs. 2, § 81 Abs. 5, § 82 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3, § 87 Absatz 1, 2 Satz 1 und 2,79 Abs. 2, § 81 Abs. 5, § 82 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3, § 87 Absatz 1, 2 Satz 1 und 2,

Absatz 4 Satz 1, 3 und 5 und Absatz 5, § 89 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 3 und 4, denAbsatz 4 Satz 1, 3 und 5 und Absatz 5, § 89 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 3 und 4, den

§§ 90, 90a, 90b, 91 Abs. 1 und 2, § 91a Abs. 3, 4 und 7, § 91c Abs. 1 Satz 2, Abs.§§ 90, 90a, 90b, 91 Abs. 1 und 2, § 91a Abs. 3, 4 und 7, § 91c Abs. 1 Satz 2, Abs.

2 Satz 2, Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 2, § 99 Absatz 1 bis 4 und § 104a Abs. 72 Satz 2, Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 2, § 99 Absatz 1 bis 4 und § 104a Abs. 7

Satz 2 getroffenen Regelungen und von den auf Grund von § 43 Abs. 4 und § 99Satz 2 getroffenen Regelungen und von den auf Grund von § 43 Abs. 4 und § 99

Absatz 1 bis 4 getroffenen Regelungen des Verwaltungsverfahrens kann durchAbsatz 1 bis 4 getroffenen Regelungen des Verwaltungsverfahrens kann durch

Landesrecht nicht abgewichen werden.Landesrecht nicht abgewichen werden.

§ 105b Übergangsvorschrift für Aufenthaltstitel nach einheitlichem§ 105b Übergangsvorschrift für Aufenthaltstitel nach einheitlichem

VordruckmusterVordruckmuster



Aufenthaltstitel nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 4, die bis zum Ablauf desAufenthaltstitel nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 4, die bis zum Ablauf des

31. August 2011 nach einheitlichem Vordruckmuster gemäß § 78 in der bis zu31. August 2011 nach einheitlichem Vordruckmuster gemäß § 78 in der bis zu

diesem Zeitpunkt geltenden Fassung dieses Gesetzes ausgestellt wurden, sind beidiesem Zeitpunkt geltenden Fassung dieses Gesetzes ausgestellt wurden, sind bei

Neuausstellung, spätestens aber bis zum Ablauf des 31. August 2021 alsNeuausstellung, spätestens aber bis zum Ablauf des 31. August 2021 als

eigenständige Dokumente mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmediumeigenständige Dokumente mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium

nach § 78 auszustellen. Unbeschadet dessen können Inhaber einesnach § 78 auszustellen. Unbeschadet dessen können Inhaber eines

Aufenthaltstitels nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 4 ein eigenständigesAufenthaltstitels nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 4 ein eigenständiges

Dokument mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium nach § 78Dokument mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium nach § 78

beantragen, wenn sie ein berechtigtes Interesse an der Neuausstellung darlegen.beantragen, wenn sie ein berechtigtes Interesse an der Neuausstellung darlegen.

§ 105c Überleitung von Maßnahmen zur Überwachung ausgewiesener§ 105c Überleitung von Maßnahmen zur Überwachung ausgewiesener

Ausländer aus Gründen der inneren SicherheitAusländer aus Gründen der inneren Sicherheit

Maßnahmen und Verpflichtungen nach § 54a Absatz 1 bis 4 in der bis zum 31.Maßnahmen und Verpflichtungen nach § 54a Absatz 1 bis 4 in der bis zum 31.

Dezember 2015 geltenden Fassung, die vor dem 1. Januar 2016 bestanden, geltenDezember 2015 geltenden Fassung, die vor dem 1. Januar 2016 bestanden, gelten

nach dem 1. Januar 2016 als Maßnahmen und Verpflichtungen im Sinne von § 56 innach dem 1. Januar 2016 als Maßnahmen und Verpflichtungen im Sinne von § 56 in

der ab dem 1. Januar 2016 geltenden Fassung.der ab dem 1. Januar 2016 geltenden Fassung.

§ 106 Einschränkung von Grundrechten§ 106 Einschränkung von Grundrechten

(1) Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des(1) Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des

Grundgesetzes) und der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 desGrundgesetzes) und der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des

Grundgesetzes) werden nach Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt.Grundgesetzes) werden nach Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt.

(2) Das Verfahren bei Freiheitsentziehungen richtet sich nach Buch 7 des Gesetzes(2) Das Verfahren bei Freiheitsentziehungen richtet sich nach Buch 7 des Gesetzes

über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligenüber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen

Gerichtsbarkeit. Ist über die Fortdauer der Zurückweisungshaft oder derGerichtsbarkeit. Ist über die Fortdauer der Zurückweisungshaft oder der

Abschiebungshaft zu entscheiden, so kann das Amtsgericht das Verfahren durchAbschiebungshaft zu entscheiden, so kann das Amtsgericht das Verfahren durch

unanfechtbaren Beschluss an das Gericht abgeben, in dessen Bezirk dieunanfechtbaren Beschluss an das Gericht abgeben, in dessen Bezirk die

Zurückweisungshaft oder Abschiebungshaft jeweils vollzogen wird.Zurückweisungshaft oder Abschiebungshaft jeweils vollzogen wird.

§ 107 Stadtstaatenklausel§ 107 Stadtstaatenklausel

Die Senate der Länder Berlin, Bremen und Hamburg werden ermächtigt, dieDie Senate der Länder Berlin, Bremen und Hamburg werden ermächtigt, die

Vorschriften dieses Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden demVorschriften dieses Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden dem

besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder anzupassen.besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder anzupassen.


